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Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir zum Vernehmlassungsbericht zur Abänderung des BauG, des EEG
und des EnAG fristgerecht Stellung und bedanken uns für die Möglichkeit dies zu tun.

Die LKW beschränken sich in den nachstehenden Ausführungen auf die Themen der
Stromversorgung. Die Weiterentwicklung der Vorschriften für Gebäude begrüssen wir je­
doch explizit und die Anpassung an die Mindestanforderungen in diesem Bereich an die
Vorgaben im angrenzenden Ausland ist seit längerem fällig.

Pflicht zur Installation von PVA auf neuen und bestehenden Bauten
Durch die Förderung von PVA durch Land und Gemeinden seit 2008 (Einführung des
EEG) ist Liechtenstein in Bezug auf die installierte Leistung pro Kopf seit mehreren Jah­
ren gegenüber allen Ländern der Welt führend. Die Fördermechanismen waren und sind
unseres Erachtens gut und ausreichend. Bis anhin war die Installation von PVA auf neuen
und bestehenden Gebäuden freiwillig, was in einem wirtschaftsliberalen Land wie Liech­
tenstein durchaus angezeigt und richtig ist. Vor dem Hintergrund der Verpflichtung Liech­
tensteins zu den internationalen Treibhausgas-Reduktionszielen macht es durchaus Sinn,
einen Schritt weiterzugehen und eine PVA-Pflicht einzuführen. Um die finanzielle Belas­
tung der Bauherrschaft in Grenzen zu halten, ist die Förderung nach EEG auch bei einer
gesetzlichen Pflicht weiterhin vorgesehen. Dies ist zu begrüssen, da insbesondere bei ei­
nem Neubau eines Einfamilienhauses (EFH) die Mittel oft knapp sind.
Die Einschränkung, dass PVA nur auf «geeigneten» Dachflächen installiert werden müs­
sen, ist angemessen, um Investitionen in ineffiziente Anlagen zu vermeiden. Bei den Um­
setzungsvorschriften in der EnV ist darauf zu achten, dass die Ausnahmen zur Pflicht ver­
nünftig ausgestaltet werden.

Die LKW sind als Verteilnetzbetreiber verantwortlich dafür, dass die ins Netz eingespeiste
Energie auch aufgenommen werden kann. Die Netzeinspeisung ist nach den aktuellem
Regulationsvorschriften kostenfrei, so dass allfällig notwendige Netzverstärkungen solida­
risch durch allen Stromabnehmer in Liechtenstein über die Bezahlung der Netznutzungs­
preise getragen werden müssen. Diesbezüglich ist die vorgesehene Einschränkung, dass
die mit der Installation einer PVA einhergehende Netzverstärkung maximal 10% der P\VA­
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Investitionen betragen dürfen, sinnvoll, um die Netznutzungspreise für Endkunden nicht
zu steigern.

Die eigenen Erfahrungen der Elektroinstallationsabteilung der LKW zeigen, dass sehr
kleine Anlagen nur bedingt wirtschaftlich und technisch sinnvoll realisierbar sind. Eine Un­
tergrenze für die PVA-Pflicht bei 1 kW, installierter Leistung anzusetzen, erscheint uns
entsprechend eher zu tief. Sinnvoll sind mit heutigen PV-Modulen und Wechselrichtern
PVA mit einer installierten Leistung von > 5 kW, was wir entsprechend auch als Unter­
grenze empfehlen würden. Dies würde auch aus gestalterischer Sicht helfen, einen Fli­
ckenteppich auf den Dächern in Liechtenstein zu vermeiden.

Bei grossen PVA (> 500 kW,) wird in der Vernehmlassung richtigerweise darauf hingewie­
sen, dass die Einspeisung ins Verteilnetz auf der Netzebene 7 nicht mehr einschrän­
kungslos möglich ist. Die Installation von zusätzlichen Transformatoren (das bedeutet in
der Regel der Bau einer Transformatorenstation) zur Aufnahme der hohen Leistungen
verursacht zusätzliche Kosten, die als Kundenanlage realisiert werden müssen. Anderen­
falls schlagen die Kosten auf die Netznutzungspreise durch. Diesbezüglich ist es vorgese­
hen, dass auf Verordnungsebene ergänzende technische Vorgaben zur wirtschaftlichen
Verhältnismässigkeit festzulegen sind. Dies ist aus unserer Sicht zwingend nötig und
gerne würden wir aus Netzbetreibersicht bei der Ausgestaltung dieser Vorgaben mitwir­
ken.

Die PVA-Pflicht gilt mit Inkrafttreten des Gesetzes für alle Wohn- und Nichtwohnbauten.
Da die Planung eines Gebäudes einen Vorlauf braucht, erachten wir es als sinnvoll, eine
Übergangsfrist vorzusehen, die eine geordnete Projektierung und Bauvorbereitung er­
möglicht.
Für die bestehenden Wohnbauten besteht die PVA-Pflicht nur in Kombination mit einer
Dachsanierung. Bei Nicht-Wohnbauten sollen auf allen Dächern PVA bis 2035 erstellt
werden. Dies erachten wir nur als bedingt sinnvoll, da unsere Erfahrung zeigt, dass ver­
schiedene Dächer nicht für eine PVA geeignet sind (z.B. Statik, ungeeignete Unterkon­
struktion, keine gesicherte Nutzung über die Lebensdauer der PVA, etc.) und die Investiti­
onskosten entsprechend unverhältnismässig hoch ausfallen würden. Hier ist aus unserer
Sicht ein differenzierterer Ansatz zu suchen, welcher auch Ausnahmen zulässt.
Zudem erachten wir es als schwierig umsetzbar, wenn ein fixer Zeitpunkt für die Inbetrieb­
nahme aller Anlagen zu einem bestimmten Zeitpunkt vorgeschrieben wird. Es ist zu ver­
muten, dass viele Gebäudebesitzer, die sich nicht über die langfristige Nutzung des Ge­
bäudes im Klaren sind oder die Investitionen nicht stemmen können/wollen, lange zuwar­
ten werden, so dass es in den Jahren vor 2035 zu einen grossen «Baustau» für PVA auf
Nicht-Wohnbauten kommen könnte. Hier braucht es eine geeignete Staffelung und Aus­
nahmen für alte oder nicht geeignete Bauten.

Verzicht auf fossile Heizungen / Warmwasseraufbereitung
Das Verbot von Heizungs- und Warmwasseraufbereitungsanlagen, die fossil betrieben
werden, ist grundsätzlich zu begrüssen, um die angestrebte CO¿-Reduktion zu erreichen.
Da nicht alle Gebäudetechnikanlagen bei einer Renovation für einen Wechsel auf Wärme­
pumpen, Fernwärme oder Holz geeignet sind, sind Ausnahmen von der Pflichtvorzuse­
hen (Art. 64c, 3) BauG). Diese Ausnahmen sollen den künftigen technischen Entwicklun­
gen dynamisch folgen.
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Aktuell sind Wärmepumpen wegen der grossen Nachfrage nur mit Verzögerung am Markt
erhältlich, und es ist auch kurz-/mittelfristig nicht mit einer Angebotsverbesserung zu rech­
nen. Die grosse Nachfrage könnte auch zu Preissteigerungen führen, was zu höheren
Gesamtkosten der Anlage für Neubau und Ersatz führen dürfte. Mit Anpassungen bei den
Förderbeiträgen ist sicher zu stellen, dass das Investitionsvolumen für die Bauherrschaft
nicht zu hoch wird. Abhängig von der Verfügbarkeit sollte auch über eine Übergangsfrist
nachgedacht werden.

Nah- und Fernwärme sind nicht in allen Landesteilen verfügbar, was die Auswahl der
möglichen Heizsysteme (im Wesentlichen Wärmepumpen- und Holzheizungen) massge­
blich reduziert. Es sollte dennoch darauf geachtet werden, dass die Wirtschaftlichkeit der
Fernwärmeausbauten gegeben ist und die Leitungen nicht allzu weit weg von der Wärme­
quelle geführt werden. Es empfiehlt sich, eine übergeordnete Planung (ganz Liechten­
stein) zu erstellen, in welcher definiert wird, wo Fernwärme sinnvoll ist und an welchen Or­
ten eher Holz und Strom zur Wärmeproduktion eingesetzt werden soll/muss. Dies sollte in
einem «Wärmekataster» festgehalten werden, wie dieser schon in verschiedenen Städten
der Schweiz vorhanden ist.

Für Fragen oder weitere Ausführungen stehen wir jederzeit sehr gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse

Lierrr::~Kraftwerke

Ge aid Marxer
Vorsitzender der Geschäftsleitung

d Jehle
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